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Berufungsordnung der Fachhochschule Erfurt 

 
Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 35 Abs. 1 Nr. 1 und 85 Abs. 9 des Thüringer Hochschulgesetzes 
(ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 
2024 (GVBl. S. 277), erlässt die Fachhochschule Erfurt folgende Berufungsordnung. Der Senat der 
Fachhochschule Erfurt hat am 19. Juni 2024 die Berufungsordnung beschlossen. Der Präsident der 
Fachhochschule Erfurt hat die Ordnung am 30. Juli 2024 genehmigt.  
 
Inhalt 
 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Genehmigung der Stellenbesetzung 
§ 3 Ausschreibung 
§ 4 Berufungsbeauftragte 
§ 5 Berufungskommission 
§ 6 Beschlussfassung und Verfahren in der Berufungskommission 
§ 7 Auswahlverfahren, Begutachtung 
§ 8 Berufungsvorschlag 
§ 9 Ruferteilung 
§ 10 Außerordentliches Berufungsverfahren 
§ 11 Sicherstellung eines diskriminierungsfreien Verfahrens 
§ 12 Berufungsleitfaden 
§ 13 Gleichstellungsbestimmung 
§ 14 Inkrafttreten und Übergangsregelung     

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für die Durchführung von Berufungsverfahren zur Besetzung von Professuren 

gemäß § 85 ThürHG.   

§ 2 Genehmigung der Stellenbesetzung 

1Ist oder wird die Stelle eines:einer Professor:in frei, entscheidet das Präsidium auf Antrag der 

zuständigen Fakultät auf Basis des geltenden Struktur- und Entwicklungsplanes und der Ziel- und 

Leistungsvereinbarung sowie mit Blick auf die Haushaltslage der Fachhochschule Erfurt über die 

Besetzung der Stelle und Denomination. 2Das Präsidium prüft in Zusammenarbeit mit der Fakultät bzw. 

den betreffenden Fakultäten, ob und wie die Stelle besetzt werden kann und wie sie den Zielen der 

Fakultät, der Entwicklungsplanung der Fachhochschule Erfurt und ggf. weiteren strategischen 

Handlungsfeldern dienen soll. 

§ 3 Ausschreibung 

(1) 1Professuren werden öffentlich und im Regelfall international ausgeschrieben. 2Von einer 

Ausschreibung kann nach Maßgabe des § 85 Abs. 1 Satz 4 ThürHG abgesehen werden; Näheres 

dazu ist in § 12 geregelt. 3Nach Freigabe der Stellenbesetzung nach § 2 legt die zuständige 

Fakultät dem Präsidium den Entwurf eines Ausschreibungstextes zur Prüfung und Freigabe vor.  

 



Verkündungsblatt der Fachhochschule Erfurt/Nr. 111  
 

Nr. 111 21. Jahrgang 
163 von 196  SoSe 2024 08.08.2024 

 
 

 

4Nach Freigabe durch das Präsidium erfolgt die Veröffentlichung der Ausschreibung in geeigneter 

Weise.  

(2) 1Die Ausschreibung nach Absatz 1 ist zu wiederholen, wenn bei der vorherigen Ausschreibung keine 

ausreichende Anzahl von geeigneten Bewerber:innen eingegangen ist. 2Insbesondere auch dann, 

wenn der Anteil der Bewerbungen von Frauen fachgebietsbezogen als nicht ausreichend beurteilt 

wird. 

(3) 1Geeignete Bewerber:innen sollen ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Ausschreibung auf die 

Ausschreibung aufmerksam gemacht und zur Bewerbung aufgefordert werden. 2Davon soll vor 

allem Gebrauch gemacht werden, wenn in der Fachrichtung oder Fakultät eine 

Geschlechtergruppe unterrepräsentiert ist oder eine unzureichende Anzahl hinreichend 

qualifizierter Bewerbungen eingeht. 3Rekrutierungsmaßnahmen sind zu dokumentieren und dem 

Berufungsvorschlag beizulegen.  

§ 4 Berufungsbeauftragte 

(1) 1Das Präsidium bestellt aus jeder Fakultät mindestens eine:n Berufungsbeauftragte:n im Sinne von 

§ 85 Abs. 8 ThürHG. 2Vor der Stellenausschreibung bestimmt das Präsidium, welche:r Professor:in 

das Berufungsverfahren als Berufungsbeauftragte:r begleitet. 3Die:der Berufungsbeauftragte soll 

insbesondere daraufhin wirken, dass die Pläne zur strategischen Hochschulentwicklung sowie die 

in der Ausschreibung festgelegten Kriterien bei der Entscheidungsfindung der 

Berufungskommission Berücksichtigung finden. 4Sie:er wirkt auf die Einhaltung der gesetzlichen 

und hochschulinternen Regelungen hin. 5Sie:er erstattet dem Präsidium bei Bedarf über den 

aktuellen Stand eines Berufungsverfahrens Bericht.  

(2) Die:Der Berufungsbeauftragte soll an den Sitzungen der Berufungskommission beratend teilnehmen 

und hat dabei Antrags- und Rederecht.  

(3) Die:Der Berufungsbeauftragte kann zu jedem Zeitpunkt eine Stellungnahme zum 

Berufungsverfahren abgeben, was die Berufungskommission und die Hochschulgremien im Rahmen 

ihrer Beschlussfindung zu berücksichtigen haben. 

 

§ 5 Berufungskommission 

 
(1) 1Zur Vorbereitung des Berufungsvorschlags setzt die Fakultät eine Berufungskommission für das 

Berufungsverfahren ein. 2Zu den Sitzungen der Berufungskommission sind alle Mitglieder der 

Berufungskommission durch die:den Kommissionsvorsitzende:n einzuladen. 3Der 

Berufungskommission gehören stimmberechtigt an: 

1. fünf Professor:innen, davon muss ein:e Professor:in einer anderen Hochschule mit 

fachlichem Bezug zur Professur und ein:e Professor:in soll mindestens einer anderen 

Fachrichtung, besser einer anderen Fakultät angehören 
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2. zwei Studierende 

3. ein:e Vertreter:in der wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen, der Lehrkräfte für besondere 

Aufgaben oder der Mitarbeiter:innen mit Hochschulabschluss. 

(2) 1Die Mitglieder der Berufungskommission werden vom Fakultätsrat bestellt. 2Der Fakultätsrat 

bestimmt auch die:den Vorsitzende:n der Berufungskommission, die:der der Gruppe der 

Professor:innen angehören muss.  

(3) Folgende Personen haben das Recht, an den Sitzungen der Berufungskommission teilzunehmen; 

sie sind wie Mitglieder zu laden und zu informieren und haben Rede- und Antragsrecht:  

1. die:der Berufungsbeauftragte 

2. die Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule  

3. die:der Diversitätsbeauftragte oder bei deren:dessen Abwesenheit eine durch die 

Präsidentin:den Präsidenten bestellte Abwesenheitsvertretung 

4. die Vertrauensperson der schwerbehinderten Beschäftigten, sofern sich schwerbehinderte 

Menschen beworben haben. 

(4) Die:der Geschäftsführer:in der Fakultät oder der:die Dekanatsassistent:in haben das Recht, an den 

Sitzungen der Berufungskommission mit beratender Funktion teilzunehmen. 

(5) Ein:e Berufungsmanager:in hat das Recht, an den Sitzungen der Berufungskommission mit 

beratender Funktion teilzunehmen; sie:er unterstützt die Berufungskommission und insbesondere 

die:den Berufungskommissionsvorsitzende:n bei der ordnungsgemäßen Durchführung des 

Verfahrens.  

(6) Mit Zustimmung der Präsidentin:des Präsidenten können in begründeten Fällen weitere Personen 

beratend teilnehmen.  

(7) 1Der:dem Vorsitzenden der Berufungskommission obliegt die ordnungsgemäße Durchführung des 

Verfahrens. 2Sie:er bereitet die Sitzungen vor, leitet diese und erstellt den abschließenden Bericht. 
3Sie:er steht den Bewerber:innen als Ansprechpartner:in zur Verfügung und vertritt die 

Berufungskommission in den Gremien. 4Sie:er kann zur Protokollführung ein weiteres Mitglied der 

Hochschule hinzuziehen. 

(8) Soweit die Einrichtung oder Besetzung der Professur zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen 

der Fachhochschule Erfurt und einer anderen Hochschule vereinbart wurde, müssen mindestens 

ein professorales und ein studentisches Mitglied der anderen Hochschule angehören.  

(9) 1Mindestens vier stimmberechtigte Mitglieder der Berufungskommission sollen Frauen sein. 2Aus 

sachlichen Gründen kann hiervon mit Zustimmung der Gleichstellungsbeauftragten abgewichen 

werden. 3Die Gründe sowie die Zustimmung sind zu dokumentieren. 

(10) Die Mitglieder des Präsidiums sowie die Mitglieder des Dekanats haben das Recht, an den 

Sitzungen der Berufungskommission teilzunehmen; sie haben Rede- und Antragsrecht.  

(11) Der Fakultätsrat kann studentische Ersatzmitglieder für den Fall bestellen, dass ein studentisches 

Mitglied vor Abschluss des Verfahrens in der Berufungskommission ausscheidet. 
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§ 6 Beschlussfassung und Verfahren in der Berufungskommission 

 
(1) 1Die Sitzungen der Berufungskommission sind nicht öffentlich. 2Über die Beratungen ist von allen 

am Verfahren beteiligten Personen Vertraulichkeit zu wahren. 3Über die Pflicht zur Vertraulichkeit 

belehrt die:der Berufungskommissionsvorsitzende.  

(2) 1Die Berufungskommission ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder sowie 

mindestens die Hälfte der ihr angehörenden stimmberechtigten Professor:innen anwesend oder 

per Videokonferenz zugeschaltet sind. 2Beschlüsse werden mit den Stimmen der Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder gefasst. 3Entscheidungen über den Berufungsvorschlag und dessen 

Reihung bedürfen darüber hinaus der Mehrheit der stimmberechtigten Hochschullehrer:innen. 
4Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 5Mit Ausnahme des Beschlusses über 

den Berufungsvorschlag und dessen Reihung können Beschlüsse auch schriftlich oder 

elektronisch im Umlaufverfahren gefasst werden, sofern dem kein stimmberechtigtes Mitglied 

widerspricht. 6Beschlüsse über den Berufungsvorschlag und dessen Reihung ergehen in geheimer 

Abstimmung.  

(3) 1Wird ein Kommissionmitglied per Videokonferenz zugeschaltet, muss sichergestellt sein, dass die 

Mitwirkung des zugeschalteten Mitglieds nicht beeinflusst wird. 2Bei Zuschaltung eines oder 

mehrerer Mitglieder per Videokonferenz ist bei der Abstimmung über den Berufungsvorschlag und 

die Reihung der Grundsatz der geheimen Abstimmung zu wahren. 3Die geheime Abstimmung 

erfolgt in diesem Fall über eine geheime elektronische Abstimmung in einer geeigneten Software. 

(4) Über den Ablauf jeder Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen, das die wesentlichen 

Beratungsergebnisse und die den Entscheidungen zugrundliegenden tragenden Erwägungen 

sowie Abstimmungsergebnisse, insbesondere das Abstimmungsergebnis über den 

Berufungsvorschlag enthält. 

(5) 1Personen, die im Sinne von § 20 Abs. 1 und 5 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz 

(ThürVwVfG) befangen sind oder bei denen ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen in die 

unparteiliche und unbefangene Amtsausübung zu rechtfertigen (Besorgnis der Befangenheit 

gemäß § 21 ThürVwVfG), sind von der Mitwirkung in der Berufungskommission auszuschließen. 
2Dies gilt auch für Personen gemäß § 5 Abs. 3 bis 7 und 10. 3Die Berufungskommission erörtert 

unter Ausschluss der möglicherweise befangenen Person den Sachverhalt und entscheidet, ob 

Befangenheit oder der Anschein einer Befangenheit gegeben ist; Erörterung und Ergebnis sind zu 

dokumentieren. 4Im Fall des Ausschlusses eines stimmberechtigten Kommissionsmitglieds ist 

unverzüglich ein Ersatzmitglied aus der jeweiligen Gruppe durch den Fakultätsrat zu bestellen, 

sofern noch nicht bestellt.  
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§ 7 Auswahlverfahren, Begutachtung 
 
(1) Die Bewerber:innen werden anhand der Auswahlkriterien des Ausschreibungstextes, die in der 

konstituierenden Sitzung verabschiedet wurden, sowie fachübergreifender Kriterien wie 

Führungskompetenz oder der Fähigkeit, in englischer Sprache zu lehren, beurteilt.   

(2) 1Geeignet erscheinende Bewerber:innen werden zu einem Fachvortrag und einer 

Probelehrveranstaltung, die grundsätzlich hochschulöffentlich stattfinden, sowie einem Gespräch 

eingeladen. 2Zur Beurteilung der fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung sind 

darüber hinaus weitere Formate möglich. 3Fachvortrag und Probelehrveranstaltung sind 

hochschulöffentlich anzukündigen.  

(3) 1Nach Abschluss der persönlichen Vorstellung beschließt die Berufungskommission, welche 

Bewerber:innen sie für grundsätzlich geeignet und listenfähig hält. 2Für diese Bewerber:innen holt 

die Berufungskommission grundsätzlich mindestens zwei Gutachten auswärtiger Professor:innen 

des betreffenden Berufungsgebietes ein, die eine vergleichende Einschätzung des Bewerber:innen 

enthalten sollen. 3Die Auswahl der Gutachter:innen soll geschlechterparitätisch erfolgen. 4Die 

gemäß § 6 Abs. 5 zu beachtenden Grundsätze zur Befangenheit und zur Besorgnis der 

Befangenheit gelten auch für die Gutachter:innen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann verlangen, dass die Berufungskommission nochmals prüft und 

neu bewertet, ob eine von ihr benannte Person aus dem Kreis der Bewerber:innen in die 

Vorstellung und Begutachtung einbezogen wird.  
 

§ 8 Berufungsvorschlag 
 
(1) 1Nach Eingang der angeforderten Gutachten gemäß § 7 Abs. 3 erstellt und beschließt die 

Berufungskommission auf Grundlage der Auswahlkriterien, der Bewerbungsunterlagen und der 

Vorstellung der Bewerber:innen sowie der Gutachten einen Berufungsvorschlag. 2Der 

Berufungsvorschlag enthält eine vergleichende und eingehende Würdigung der fachlichen, 

pädagogischen und persönlichen Eignung der Vorgeschlagenen sowie eine Begründung der 

Reihenfolge. 3Die Würdigung der pädagogischen Eignung erfolgt unter Berücksichtigung der 

persönlichen Vorstellung der Vorgeschlagenen sowie der studentischen Stellungnahme zur 

pädagogischen Eignung der Vorgeschlagenen, die dem Berufungsvorschlag beizufügen ist. 
4Weicht der Berufungsvorschlag von den Gutachten ab, ist dies ausführlich zu begründen.  

(2) 1Der Berufungsvorschlag soll drei Personen in einer Reihenfolge umfassen. 2Mitglieder der eigenen 

Hochschule dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen gemäß § 85 Abs. 4 ThürHG vorgeschlagen 

werden; in diesem Fall muss der Berufungsvorschlag drei Personen umfassen.  

(3) 1Die:der Berufungsvorsitzende leitet nach Beschluss der Berufungskommission den 

Berufungsbericht sowie alle das Berufungsverfahren betreffenden Unterlagen zur juristischen 

Prüfung weiter. 2Der Fakultätsrat und der Senat haben bei Beschluss bzw. Stellungnahme das 

Ergebnis der juristischen Prüfung und insbesondere bestehende Einwände zu würdigen.  
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(4) 1Der Fakultätsrat beschließt in nicht-öffentlicher Sitzung in geheimer Abstimmung über den 

Berufungsvorschlag. 2Neben den Stimmen der Mehrheit der anwesenden Mitglieder bedarf es der 

Mehrheit der stimmberechtigten Hochschullehrer:innen. 3Weicht der Fakultätsrat vom 

Berufungsvorschlag der Berufungskommission ab, so hat er im Berufungsbericht die Gründe 

schriftlich darzulegen und die geänderte vergleichende Würdigung hinzuzufügen. 4Die Mitglieder 

des Präsidiums haben das Recht, an der Sitzung des Fakultätsrates, auf der der 

Berufungsvorschlag beschlossen werden soll, teilzunehmen. 

(5) 1Der Senat nimmt Stellung zu dem Berufungsvorschlag. 2Er beschließt in nicht-öffentlicher Sitzung 

in geheimer Abstimmung über die Stellungnahme zum Berufungsvorschlag.  

(6) 1Der Fakultätsrat und der Senat haben die Stellungnahme der Studierenden der 

Berufungskommission bei der Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zu würdigen. 2Liegen 

Stellungnahmen der Gleichstellungs-, Diversitäts- oder Berufungsbeauftragten sowie ggf. die der 

Schwerbehindertenvertretung vor, sind diese dem Berufungsvorschlag beizufügen und ebenfalls 

bei Beschlussfassung bzw. Stellungnahme zu würdigen.   

(7) 1Kommt die erforderliche Mehrheit bei der Entscheidung über den Berufungsvorschlag in der 

Berufungskommission, im Fakultätsrat oder im Senat nicht zustande, erfolgt eine Aussprache. 
2Kommt die erforderliche Mehrheit auch bei der zweiten Abstimmung nicht zustande, ist das 

Berufungsverfahren unterbrochen und wird in den vorherigen Stand versetzt, sofern es nicht 

beendet werden soll.  

(8) 1Die Mitglieder der Berufungskommission, des Fakultätsrates, des Senats, die Gleichstellungs-, 

Diversitäts- und Berufungsbeauftragten können Berufungsvorschläge durch ein Sondervotum 

ergänzen. 2Das Sondervotum ist bei Fakultätsratsbeschluss und Stellungnahme des Senates zu 

würdigen. 

 

§ 9 Ruferteilung 
 
(1) Nach der Stellungnahme durch den Senat erfolgt die Ruferteilung durch den:die Präsident:in 

gemäß § 85 Abs. 2 ThürHG. 

(2) 1In begründeten Fällen kann von der Reihenfolge des Berufungsvorschlages abgewichen werden. 
2Zuvor ist die zuständige Fakultät anzuhören. 3Die Stellungnahme ist bei der Entscheidung der 

Präsidentin:des Präsidenten zu würdigen. 4Bestehen gegen die Vorgeschlagenen Bedenken, 

kannder:die Präsident:in weitere auswärtige Gutachten einholen; der zuständigen Fakultät ist 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 5Bestehen nach der Stellungnahme nach Satz 2 die 

Bedenken fort oder lehnen alle Vorgeschlagenen den an sie ergangenen Ruf ab, wird der 

Berufungsvorschlag zurückgegeben und die zuständige Fakultät aufgefordert, in angemessener 

Frist einen neuen Berufungsvorschlag vorzulegen, sofern das Verfahren nicht beendet werden soll.  
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§ 10 Außerordentliches Berufungsverfahren  
 
(1) Steht für die Besetzung einer Professur eine in besonderer Weise qualifizierte Person zur 

Verfügung, deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Profilbildung im 

besonderen Interesse der Hochschule liegt, kann gemäß § 85 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 ThürHG mit 

vorheriger Zustimmung des Ministeriums von der Ausschreibung abgesehen werden.   

(2) Über die Einleitung eines außerordentlichen Berufungsverfahrens entscheidet das Präsidium.  

(3) Zur Erarbeitung eines Berufungsvorschlags setzt die Fakultät eine Berufungskommission ein, die 

abweichend von § 5 Abs. 1 mindestens zwei Hochschullehrer:innen einer anderen Hochschule 

angehören.  

(4) Abweichend von §§ 7 Abs. 2 und 8 Abs. 1 kann die pädagogische Eignung auf Basis der bisherigen 

Lehrtätigkeit durch Lehrevaluationsunterlagen beurteilt werden.  

(5) Abweichend von § 7 Abs. 3 bestellt die Berufungskommission mindestens drei externe 

Gutachter:innen.  

(6) Die Kommission erstellt einen Berufungsvorschlag, der neben der eingehenden Würdigung der 

fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung begründet, inwiefern die Person geeignet ist, 

die Qualität und Profilbildung der Hochschule zu stärken.  

(7) Im Übrigen gelten die Regelungen der §§ 2 bis 9.  

 

§ 11 Sicherstellung eines diskriminierungsfreien Verfahrens 
 
(1) 1Bei der Durchführung von Berufungsverfahren werden die Regelungen des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes beachtet. 2Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Gewährleistung 

von Fairness, Diskriminierungsfreiheit und der Wahrung von Chancengerechtigkeit.  

(2) Besteht in der Fakultät im Sinne des Thüringer Gleichstellungsgesetzes Unterrepräsentanz eines 

Geschlechts, sind Bewerber:innen der unterrepräsentierten Gruppe bei gleicher Eignung, 

Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu behandeln. 

(3) 1Die Berufungsbeauftragten sowie die Berufungsmanager:innen nehmen einmal jährlich an einer 

von der:dem Diversitätsbeauftragten organisierten Weiterbildung teil, die aktuelle 

diversitätssensible Themen beinhaltet. 2Sie fungieren als Multiplikator:innen für die Themen der 

Weiterbildung und tragen dazu bei, jedes Berufungsverfahren diskriminierungsfrei zu gestalten.  
 

§ 12 Berufungsleitfaden 
 
Das Präsidium erlässt zur ordnungsgemäßen Durchführung des Berufungsverfahren einen 

verbindlichen Berufungsleitfaden, in dem weitere organisatorische und verfahrenserläuternde Hinweise 

gegeben werden. 
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§ 13 Gleichstellungsbestimmung 
 
Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils auch für Personen, die mit der 

Angabe „divers“ oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Geburtenregister eingetragen sind. 

 

§ 14 Inkrafttreten und Übergangsregelung 
 
1Die Berufungsordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 

Fachhochschule Erfurt in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Berufungsordnung vom 01.07.2019 in der Fassung 

der Änderung vom 24.09.2020 außer Kraft. 3Sie gilt ab diesem Zeitpunkt auf für bereits laufende 

Berufungsverfahren. Verfahrensschritte und Entscheidungen, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 

liegen, bleiben hiervon unberührt.  

 

 

 

Erfurt, den 30. Juli 2024 
 
 
Prof. Dr. Frank Setzer 
Präsident der Fachhochschule Erfurt 
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Studiengangspezifische Bestimmungen des berufsbegleitenden Bachelorstudiengangs 

„Jüdische Soziale Arbeit“ an der Fachhochschule Erfurt / Anlage zur Rahmenprüfungs- und 
Studienordnung der Fachhochschule Erfurt für die Bachelor- und Masterstudiengänge  

 
Gemäß § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Abs. 3 und §§ 53, 55 des Thüringer Hochschulgesetz vom 
10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. 
S. 277), in Verbindung mit §§ 6 Abs. 1, 3 Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg vom 01. 
Januar 2005 (GBL.S. 1) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (GBl. 
S.649, 650), erlassen die Fachhochschule Erfurt und die Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg 
folgende für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ geltenden 
studiengangspezifischen Bestimmungen. Der Senat der Fachhochschule Erfurt hat in seiner Sitzung 
am 02.08.2023 gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 4 der Grundordnung der Fachhochschule Erfurt, verkündet im 
Thüringer Staatsanzeiger vom 08.04.2019 (ThStAn14, S. 664), die studiengangspezifischen 
Bestimmungen beschlossen. Der Senat der Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg hat in seiner 
Sitzung vom 07.12.2023 die studiengangsspezifischen Bestimmungen beschlossen. Der Präsident der 
Fachhochschule Erfurt hat die studiengangspezifischen Bestimmungen am 29.07.2024 genehmigt. Der 
Rektor der Hochschule für Jüdische Studien Heidelberg hat die studiengangsspezifischen 
Bestimmungen am 29.07.2024 genehmigt.  
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§ 1 Geltungsbereich  

 
(1) Diese studiengangspezifischen Bestimmungen regeln den berufsbegleitenden 

Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ an der Fachhochschule Erfurt und der Hochschule 
für Jüdische Studien Heidelberg. Soweit hier keine Bestimmungen getroffen werden, sind die 
Regelungen der Rahmenprüfungs- und Rahmenstudienordnung der Fachhochschule Erfurt für die 
Bachelor- und Masterstudiengänge sowie die wissenschaftliche Weiterbildung in der jeweils 
gültigen Fassung anzuwenden.  

 
(2) Zu den studiengangspezifischen Bestimmungen gehören der Studien- und Prüfungsplan (Anlage 

1), in denen alle Module, das Studienvolumen in Semesterwochenstunden und Credits sowie die 
in den einzelnen Modulen zu erbringenden Prüfungsleistungen verbindlich aufgeführt sind.  
 

(3) Zu den studiengangspezifischen Bestimmungen gehört auch die Praxisordnung (PraO-BAJSA / 
Bbgl. – Anlage 2), die alle Regelungen für die Praxismodule beschreibt. 
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§ 2 Studienziel 

 
(1) Der berufsbegleitende Bachelorstudiengang Jüdische Soziale Arbeit führt zu einem ersten 

berufsqualifizierenden Abschluss. 
 

(2) Das Studienziel besteht darin, durch praxisorientierte Lehre eine auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden beruhende, breit angelegte Ausbildung in den 
wesentlichen Gebieten der Sozialen Arbeit zu vermitteln, die zu einer eigenverantwortlichen 
Berufstätigkeit befähigt. Durch eine entsprechende Ausbildung in den Grundlagenfächern werden 
die Studierenden in die Lage versetzt, wesentliche psychosoziale Zusammenhänge und 
individuelle und soziale Problemlagen zu erkennen und zu verstehen; zugleich erlangen sie jene 
Flexibilität, Kreativität und Dialogfähigkeit, die in den Arbeitsfeldern der Profession notwendig ist, 
um Hilfe- und Unterstützungsprozesse zielgerichtet und wirkungsorientiert zu implementieren, zu 
moderieren, zu steuern und durchzuführen. Die Ausbildung soll auch dazu befähigen, die 
Auswirkungen politischer Prozesse, des sozialen und des demographischen Wandels auf 
Lebenslagen zu erkennen, die Folgen zu analysieren und Handlungsmöglichkeiten zu benennen. 

 
(3) Das Studium der Jüdischen Sozialen Arbeit verbindet die Disziplinen der Sozialen Arbeit und der 

Jüdischen Studien miteinander. Der Studiengang ist auf Studierende ausgerichtet, denen es 
wichtig ist, Soziale Arbeit auf der Basis eines jüdischen Glaubens in Gemeinschaft zu studieren 
und gleichzeitig methodische Kompetenzen bezogen auf relevante Bereiche modernen jüdischen 
Lebens zu erwerben.  

 
(4) Das Studium befähigt zu Tätigkeiten in zentralen Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit mit dem 

Schwerpunkt  
• Behörden und Ämtern, insbesondere Jugendämter, Sozialämter, Gesundheitsämter, Kulturämter 

und Migrationsberatungsstellen.  
• Unternehmen (z.B. der Sozialwirtschaft und des Gesundheitswesens). 
• Schulen und Bildungseinrichtungen.  
• Verbänden und Vereinen 

 
§ 3 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen, Eignungsfeststellungsverfahren  

 
(1) Zum berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ kann nur zugelassen 

werden, wer die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen gemäß § 67 und § 70 Absätze 1 und 2 
Thüringer Hochschulgesetz erfüllt.  
 

(2) Um zum Studium zugelassen zu werden, ist zusätzlich ein achtwöchiges Vorpraktikum (320h) in 
einem anerkannten Tätigkeitsfeld Sozialer Arbeit zu absolvieren. Das Vorpraktikum dient der 
Vorbereitung auf das Studium und soll eine erste fachliche Orientierung geben. Dabei stehen das 
Kennenlernen des Berufsfeldes und der institutionellen Rahmenbedingungen im Vordergrund. 
Studierende sollen so ihre Motivation zum Studium und zur Berufswahl hinterfragen und festigen.  

 
(3) Die Anerkennung des Vorpraktikums erfolgt durch das Zentrum für studentische und akademische 

Angelegenheiten. Dazu wird von der Praktikumsstelle ein schriftlicher Nachweis über den Zeitraum 
und die wichtigsten Aufgaben des Vorpraktikums ausgestellt. Bei einer einschlägigen 
Berufsausbildung kann auf Antrag das Vorpraktikum teilweise oder ganz anerkannt werden. Die 
Entscheidung über die Anerkennung trifft der Praxisausschuss. 
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(4) Es wird ein Eignungsfeststellungsverfahren gemäß § 69 des Thüringer Hochschulgesetzes 
durchgeführt, in dem die fachspezifische Eignung der Bewerberinnen und Bewerber für den 
berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ festgestellt wird. Näheres zu 
diesem Verfahren ist in der Eignungsfeststellungsverfahrensordnung für den berufsbegleitenden 
Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ in der jeweils geltenden Fassung geregelt.  

 
 
(5) Voraussetzung zum Studium ist ein Praktikum oder eine berufliche Tätigkeit von mind. 8h/Woche 

(Arbeitsvertrag/Praktikumsvertrag) während des Studiums (Semester 1-6) in einer Einrichtung der 
Sozialen Arbeit. Die Praktikumsstelle muss durch das Praxisamt bestätigt werden.  

 
§ 4 Studienaufbau 

 
(1) Der berufsbegleitende Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ führt nach sieben 

Fachsemestern zu einem ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss, dem Bachelor of Arts 
(B.A.).  
 

(2) Die Immatrikulation in den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ 
erfolgt (in der Regel) alle drei Jahre, sofern nicht abweichende Festlegungen vom Fakultätsrat der 
Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften beschlossen werden. Der berufsbegleitende 
Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ kann nur innerhalb der Regelstudienzeit von sieben 
Semestern erfolgreich beendet werden, wenn die wöchentliche Arbeitszeit im Beruf 30 Stunden 
nicht überschreitet.  
 

(3) Der Studiengang gliedert sich wie folgt: 
 

1. Studiensemester: 4 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 23 ECTS  
2. Studiensemester: 4 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 24 ECTS  
3. Studiensemester: 5 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 26 ECTS  
4. Studiensemester: 5 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 28 ECTS  
5. Studiensemester: 4 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 25 ECTS  
6. Studiensemester: 4 Pflichtmodule (siehe Anlage 1) 24 ECTS 
7. Studiensemester: 1 Pflichtmodule und die Bachelorarbeit (siehe Anlage 1) 24 ECTS 
 
(4) Die 6 Credits für studiengangsübergreifende Kompetenzen (Wahlmodul) können während des 

gesamten Studiums erworben werden. Hierzu können Angebote der beiden beteiligten 
Hochschulen, Angebote anderer Hochschulen sowie Angebote von externen Anbietern in 
Anspruch genommen werden. Als Berechnungsgrundlage für den Arbeitsumfang (Workload) pro 
Creditpoint (CP) werden 25 Stunden zugrunde gelegt. 

 
§ 5 Studien- und Prüfungsplan 

 
(1) Die Studieninhalte sind modularisiert. 

 
(2) Die Module sind im Studien- und Prüfungsplan (Anlage 1) nach Code, Modulname, 

Prüfungszeitpunkt (wann), Art, Prüfungsdauer in Minuten, Regelsemester, Credits und Gewichtung 
für die Gesamtnote in Prozenten aufgeführt. Zusätzlich zu den Maßgaben des Absatz 2 sind für 
sämtliche Module des berufsbegleitenden Bachelorstudiengangs „Jüdische Soziale Arbeit“ 
ausführliche Modulbeschreibungen vorzulegen, die den Beschlüssen der Kultusministerkonferenz 
entsprechen müssen. 
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(3) Die Lehrenden eines Moduls legen einvernehmlich die Art(en) der Prüfungsleistung in Abstimmung 
mit dem Prüfungsausschuss fest. Die Studierenden sind spätestens in der ersten 
Lehrveranstaltungswoche über Art(en) und Zahl der Prüfungsleistungen zu informieren 

 
 

§ 6 Theorie-Praxis-Transfer  
 

(1) Das praxisintegrierende Studium wird in drei Praxisschwerpunkten realisiert:  
a. im Rahmen des im Selbststudium stattfindenden „Lernen am Arbeitsplatz“  

(betrifft alle Lehrinhalte) 
b. die in den Studienzirkeln bearbeiteten Aufgabenstellungen  
c. die Praxisbegleitung/-reflexion vom 1. bis zum 6. Semester 

 
(2) Eine Verbindung zu den beruflichen Tätigkeitsfeldern stellen die Studierenden im Laufe des 

Studiums im Wesentlichen während der in den Studienzirkeln zu bearbeitenden Projektaufgaben 
her. Diese Projektaufgaben nehmen eine zentrale Rolle im Modul ein. Die Studierenden 
besprechen in den Studienzirkeln regelmäßig die im Modul gelehrten Lernprozesse und 
dokumentieren dies durch Protokolle. 

 
(3) Für die Lehrveranstaltungen Praxisbegleitung/-reflexion besteht Anwesenheitspflicht. Die Credits 

für die Praxisschwerpunkte gehen aus der Anlage 1 dieser Ordnung sowie dem Modulkatalog 
hervor. Näheres regelt die Praxisordnung (PraO-BAJSA/Bbgl.) für den berufsbegleitenden 
Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ an der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften 
(Anlage 2). 

§ 7 Studiengangspezifische Regelungen zur Bachelorarbeit  
 

(1) Im 7. Semester bildet die Bachelorarbeit die Abschlussarbeit. Voraussetzung für die Anmeldung 
zur BA-Arbeit ist, dass alle Modulprüfungen der Semester 1 bis 5 bestanden sind sowie der 
Nachweis zur Teilnahme bzw. Abgabe der Prüfungsleistungen des 6. Semesters erbracht wurde. 
Die Bearbeitungszeit der BA-Arbeit beträgt 16 Wochen. Das Thema der BA-Thesis muss so 
beschaffen sein, dass es innerhalb der vorgesehenen Frist zum Abschluss gebracht werden kann. 
 

(2) Die BA-Arbeit soll den Umfang von 45 Seiten (Schrifttyp: Arial 12, 1 ½-zeilig / Lineal 0 bis 16 cm) 
nicht überschreiten. Im Übrigen gelten die Richtlinien "Standard Wissenschaftliches Arbeiten“ der 
Fakultät. Die BA-Arbeit wird in einem Exemplar als Ausdruck und zusätzlich in einer prüfbaren 
elektronischen Form bei der beauftragten Stelle abgegeben.  

§ 8 Inkrafttreten/Geltungsbereich/Außerkrafttreten  
 

(1) Die studiengangspezifischen Bestimmungen des Bachelorstudiengangs „Jüdische Soziale Arbeit“ 
treten am ersten Tage nach der Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhochschule Erfurt 
in Kraft. Sie gelten für Studierende, die sich ab dem Sommersemester 2025 an der Hochschule für 
Jüdische Studien in Heidelberg und der Fachhochschule Erfurt immatrikulieren.  

(2) Gleichzeitig treten die studiengangsspezifischen Bestimmungen des Bachelorstudiengangs 
„Jüdische Soziale Arbeit“ vom 19.06.2024, verkündet im Verkündungsblatt der Fachhochschule 
Erfurt Nr. 110, außer Kraft.  
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Erfurt, den 29.07.2024 

 
 

Prof. Dr. Frank Setzer    Prof. Dr. Werner Arnhold 
Präsident der Fachhochschule Erfurt  Rektor der Hochschule für jüdische Studien Heidelberg 
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Anlage 1 Studien- und Prüfungsplan 

 
Das Studium umfasst sieben inhaltliche Schwerpunkte, denen die Module zugeordnet werden 
(Modulbereiche). 
 

Modulbereich 1 Human- und verhaltenswissenschaftliche Grundlagen 
BJSA1010 Sozialisation und Erziehung 
BJSA2010 Soziale Psychologie 
BJSA3010 Sozialstruktur und soz. Ungleichheit 
BJSA4010 Diversität und Inklusion 
Modulbereich 2 Normativer und institutioneller Kontext 
BJSA2020  Grundlagen des Rechts- und Sozialstaates I 
BJSA6010 Grundlagen des Rechts- und Sozialstaates II 
BJSA4020 Organisation und Management I 
BJSA5010 Organisation und Management II 
Modulbereich 3 Profession 
BJSA1020 Einführung in das Studium der Sozialen Arbeit 
BJSA3020 Theorien der Profession Sozialer Arbeit 
BJSA4030 Forschung in der Sozialen Arbeit 
BJSA7020 BA Thesis 
Modulbereich 4 Methoden 
BJSA1030 Grundlagen Methodischen Handelns I 
BJSA2030 Arbeit mit Familien und Gruppen 
BJSA3030 Grundlagen methodischen Handelns II 
BJSA4040 Sozialraumorientierung in der Sozialen Arbeit 
Modulbereich 5 Grundlagen des Judentums 
BJSA 3040 Modernes Hebräisch 
BJSA 5020 Grundlagen des Judentums 
BJSA 5030 Jüdische Religionspädagogik und Ethik 
BJSA 6020 Jüdisches Leben in Deutschland 
BJSA 7010 Jüdische Seelsorge und Lebensbegleitung 
Modulbereich 6 Theorie Praxis Transfer 
BJSA1040 Theorie Praxis Transfer I 
BJSA2040 Theorie Praxis Transfer II 
BJSA3050 Theorie Praxis Transfer III 
BJSA4050 Theorie Praxis Transfer IV 
BJSA5040 Theorie Praxis Transfer V 
BJSA6040 Theorie Praxis Transfer VI 
Modulbereich Exkursion 
BJSA6030 Exkursion Israel 
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BJSA101
0 

Sozialisation und 
Erziehung 

P 2/1 1 S H(z); 
PmV(z)1 
 

SB 6 5 

BJSA102
0 

Einführung in das 
Studium der soz. 
Arbeit 

P 2/1 1 S H  
 

SB 6 - 

BJSA103
0 

Grundlagen 
Methodischen 
Handelns I 

P 2/1 1 S H(z); 
mP(z)1 
 

SB 5 4 

BJSA104
0 

Theorie Praxis 
Transfer I 

P 1 1 Pr AT SB 6 - 

 
2. Semester 

BJSA201
0 

Soziale 
Psychologie 

P 2/1 1 S K90 SB 6 5 

BJSA202
0 

"Grundlagen des 
Rechts- und 
Sozialstaates I" 

P 3/1 2 S H(z); T(z)1 
 

SB 7 6 

BJSA203
0 

Konzepte der 
Kinder- und 
Jugendhilfe/ Arbeit 
mit Familien und 
Gruppen" 

P 2/1 2 S H(z); 
mP(z)1 
 

SB 5 4 

BJSA204
0 

Theorie Praxis 
Transfer II 

P 1 2 Pr AT 
PB 

SB 6 2 

 
3. Semester 

BJSA301
0 

Sozialstruktur und 
soz. Ungleichheit 

P 3/1 3 S H(z); 
mP(z)1 
 

SB 7 6 

BJSA302
0 

Theorien der 
Profession sozialer 
Arbeit 

P 2/1 3 S H(z); 
PmV(z)1 

SB 6 5 

BJSA303
0 

Grundlagen 
Methodischen 
Handelns II 

P 2/1 3 S mP 
 

SB 5 - 

BJSA304
0 

Modernes 
Hebräisch 

P 2 3 S AT SB 2 - 

BJSA305
0 

Theorie Praxis 
Transfer III 

P 1 3 Pr AT  SB 6 - 

 
 
 
 
 
 



Verkündungsblatt der Fachhochschule Erfurt/Nr. 111  
 

Nr. 111 21. Jahrgang 
177 von 196  SoSe 2024 08.08.2024 

 
 

4. Semester 

BJSA401
0 

Diversität und 
Inklusion 

P 2/1 4 S H(z); 
mP(z)1 
 

SB 6 5 

BJSA402
0 

Organisation und 
Management I 

P 2/1 4 S R(z); 
mP(z)1 
 

SB 6 5 

BJSA403
0 

Forschung in der 
Sozialen Arbeit 

P 1/1 4 S H(z); 
mP(z)1 
 

SB 5 4 

BJSA404
0 

Sozialraumorientier
ung in der Sozialen 
Arbeit 

P 1/1 4 S Hu; mP1 SB 5 - 

BJSA405
0 

Theorie Praxis 
Transfer IV 

P 1 4 Pr AT 
PB 

SB 6 5 

 
5. Semester 

BJSA501
0 

Organisation und 
Management II 

P 2/1 5 S R(z); 
mP(z)1 

SB 6 5 

BJSA502
0 

Grundlagen des 
Judentums 

P 3 5 S müP; H(z)1 SB 6 5 

BJSA503
0 

Jüdische 
Religionspädagogik 
und Ethik 

P 3 5 S müP(z); 
schP(z)1 

SB 6 5 

BJSA504
0 

Theorie Praxis 
Transfer V 

P 1 5 Pr AT SB 7 - 

 
6. Semester 

BJSA601
0 

"Grundlagen des 
Rechts- und 
Sozialstaates II" 

P 2/1 6 S H(z); T(z)1 
 

SB 6 5 

BJSA602
0 

Jüdisches Leben in 
Deutschland 

P 3 6 S müP; 
schP1 

SB 6 - 

BJSA603
0 

Exkursionsmodul P 3 7 E AT SB 5 - 

BJSA604
0 

Theorie Praxis 
Transfer VI 

P 1 6 Pr AT 
PK 

SB 7 8 

 
7. Semester 

BJSA701
0 

Jüdische Seelsorge 
und 
Lebensbegleitung 

P 4 7 S/Pr Hu SB 10 - 

BJSA702
0 

BA Arbeit 
 

P 1 7 S BT 
 

SB 14 16 

 Studiengangüber-
greifende 
Kompetenzen 

W  1-7  mP SB 6 - 
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Legende: 
 
AT Aktive Teilnahme, Studienleistung unzensiert; Teilnahme an 80% der Veranstaltungszeit 
BT Bachelor-Thesis      
E Exkursion 
Hu Hausarbeit unzensiert: 6-8 Seiten) 
H(z) Hausarbeit zensiert: Umfang 10-12 
K Klausur im Umfang von n min    
mP modulspezifische Präsentation (mediale Darstellung z.B. Projektvorstellung, Planspiel, 
wissenschaftliches Poster) 
müP mündliche Prüfung     
P Pflichtmodul     
PB Praxisbericht      
PK Praxiskolloquium  
PL Prüfungsleistung     
PmV Präsentation mit Verschriftlichung (Ausformulierung der Präsentation; ca. 5 Seiten) 
Pr Praxis  
R Referat       
S Seminar   
SB studienbegleitend 
schP schriftliche Prüfung      
T Testat (eine oder mehrere schriftliche Leistungskontrollen (max.3) 
W Wahlmodul 
(z) zensiert 
1) Die jeweilige Prüfungsform bzw. Leistungsnachweis wird zu Beginn der Lehrveranstaltung 
bekannt gegeben. 
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Anlage 2 Praxisordnung (PraO-BAJSA) 
 

Praxisordnung (PraO-BAJSA) für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische 
Soziale Arbeit“ an der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften, Fachhochschule Erfurt  

 
§ 1 Allgemeines 

 
(1) Die Praxisordnung ist Bestandteil der studiengangspezifischen Bestimmungen des 

berufsbegleitenden Bachelorstudienganges „Jüdische Soziale Arbeit“ und regelt den Ablauf der 
Praxismodule. 
 

(2) Gemäß §6 der studiengangspezifischen Bestimmungen des berufsbegleitenden 
Bachelorstudienganges „Jüdische Soziale Arbeit“ beinhaltet das praxisorientierte Studium sechs 
Praxismodule des Theorie-Praxis-Transfers, Modul BJSA 1040, Modul BJSA 2040, Modul BJSA 
3050, Modul BJSA 4050, Modul BJSA 5040, BJSA 6040: 

 
- mit insgesamt 800h Praxiseinsatz: 
 BJSA 1040: 125h im 1. Semester 
 BJSA 2040: 125h im 2. Semester 
 BJSA 3050: 125h im 3. Semester 
 BJSA 4050: 125h im 4. Semester 

BJSA 5040: 150h im 5. Semester 
BJSA 6040: 150h im 6. Semester 

 
- Seminar Praxisbegleitung mit jeweils 1 SWS pro Semester und aktiver Teilnahme 

Die Praxisbegleitseminare mit aktiver Teilnahme werden im 1., 2., 3., 4., 5. und 6. Semester 
durchgeführt und in den Modulen 1040, 2040, 3050, 4050 und 5040 mit einem schriftlichen 
benoteten Praxisreflexionsbericht sowie im Modul 6040 mit einem mündlichem Praxiskolloquium 
abgeschlossen (nähere Bestimmungen in §7 und §10). Die Praxisanteile müssen im zeitlichen 
Rahmen der Praxisbegleit¬seminare absolviert werden.  

 
§ 2 Dauer der Praxismodule 

 
Die Praxismodule werden außerhalb der Hochschule in dafür geeigneten Einrichtungen Sozialer 
Arbeit abgeleistet. Dies findet in der Regel in jener Einrichtung der Berufspraxis Sozialer Arbeit 
(Praxisstelle) statt, mit der die Studierenden ein Arbeitsverhältnis eingegangen sind. Eine 
Beeinträchtigung des Modulziels darf durch urlaubsbedingte Unterbrechungen nicht eintreten. Die 
Geeignetheit der fachlich einschlägigen Arbeitsverhältnisse werden durch das Praxisamt der 
Fakultät inhaltlich vor Beginn des Studiums und dann jährlich geprüft.  
Mindestens eine Praxisphase soll außerhalb des eigenen Anstellungsverhältnisses in einem 
anderen Tätigkeitsfeld Sozialer Arbeit bzw. bei einem anderen Träger Sozialer Arbeit abzuleisten. 
Geeignet dazu ist die Praxisphase im 5. Semester. Über Ausnahmen entscheidet der 
Praxisausschuss.  

 
 
 
 
 



Verkündungsblatt der Fachhochschule Erfurt/Nr. 111  
 

Nr. 111 21. Jahrgang 
180 von 196  SoSe 2024 08.08.2024 

 
 

§ 3 Praxisausschuss und Praxisamt 
 

(1) Der Fakultätsrat wählt die Mitglieder des Praxisausschusses für die Dauer von drei Jahren. 
Gewählt werden können Mitglieder der Fakultät. 
 

(2) Der Praxisausschuss hat die Aufgabe, 
- auf die Einhaltung der Praxisordnungen der bestehenden Studiengänge zu achten, 
- die ihm in den Praxisordnungen zugewiesenen Entscheidungen und Maßnahmen zu treffen, 
- Grundsatzfragen der Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Berufspraxis zu klären. 

 
(3) Dem Praxisausschuss gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: 

- drei Professor:innen der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften, 
- zwei Student:innen der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften, 
- der:die Leiter:in des Praxisamtes. 

 
(4) Der Praxisausschuss wählt aus seiner Mitte eine:n Professor:in zum:zur Vorsitzenden des 

Ausschusses und in der Regel die:den Leiter:in des Praxisamtes zum/zur stellvertretenden 
Vorsitzenden. 

 
(5) Der Praxisausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens vier seiner stimmberechtigten 

Mitglieder (davon mindestens zwei Professoren:innen) anwesend sind. Er entscheidet mit der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag. Ist eine Angelegenheit unaufschiebbar und kann der 
Praxisausschuss trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht unverzüglich tätig werden, kann das 
vorsitzende Mitglied vorläufige Maßnahmen treffen. Die übrigen Mitglieder des Praxisausschusses 
sind unverzüglich zu unterrichten. 

 
(6) Die Mitglieder des Praxisausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Gehören sie nicht 

dem öffentlichen Dienst an, sind sie förmlich zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 

(7) Das Praxisamt hat für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ 
insbesondere folgende Aufgaben*: 
- Prüfung einer einschlägigen beruflichen Praxis vor Beginn des Studiums bzw. zu Beginn des 1. 

Semesters und danach jährlich 
- Durchführung des Anerkennungsverfahrens für Praxisstellen für den Fall, dass Studierende 

während des Studiums ihren Arbeitsplatz verlieren oder Studierende, die ohne einschlägiges 
Arbeitsverhältnis am Studium teilnehmen 

- in diesem Zusammenhang Aufbau und Pflege eines datenbankgestützten Informationssystems 
über geeignete Praxisstellen 

- die Beratung der Studierenden in Fragen der Wahl, Vorbereitung und Durchführung von 
Praxisanteilen sowie der Koordination der Praxisanteile in den drei oben benannten 
Praxisschwerpunkten 

- die vorbereitende Organisation und Koordination der Module BJSA 1040, BJSA 2040 BJSA 
3050, BJSA 4050, BJSA 5040 und BJSA 6040 

- die Entwicklung und Evaluation von Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
- Kontaktpflege zu Trägern und Fachkräften im einschlägigen Tätigkeitsfeld Sozialer Arbeit und 

Beratung bei allen im Zusammenhang mit den Praxisanteilen entstehenden Fragen 
- in Zusammenarbeit mit dem Praxisausschuss: Konzeption, Durchführung und Auswertung von 

Praxisanleiter:innenfortbildungen 
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- die Zusammenarbeit mit den Gremien und den Lehrenden der Fakultät Angewandte 
Sozialwissenschaften in allen die Praxisanteile betreffenden Fragen 

 
*weitere Aufgaben siehe Praxisordnung BA „Soziale Arbeit“, BA „Pädagogik der Kindheit“, BA 

„Leiten und Führen in der Kindheitspädagogik“, MA „Internationale Soziale Arbeit, MA „Beratung 
und Intervention“ 

 
§ 4 Modulziele 

 
Die Praxisanteile in den benannten sechs Modulen des Theorie-Praxis-Transfers (§1) sollen 
 
- die berufliche Praxis in personalen, sozialen, institutionellen und gesellschaftlichen Bezügen 

reflektieren, 
- sozialpädagogische und sozialarbeiterische Handlungsfelder in Bezug auf die eigene 

Berufsbiographie überblicken, 
- selbständige arbeitsfeldspezifische Praxistätigkeiten und den eigenen Lernprozess 

reflektieren, 
- Probleme in der professionellen Praxis unter vertiefender Bezugnahme auf Theorien und 

Methoden der Sozialen Arbeit analysieren, 
- mit Hilfe von Ansätzen der Biographiearbeit das eigene professionelle Handeln reflektieren, 
- unter Bezugnahme auf Methoden rekonstruktiver Sozialforschung ein vertiefendes 

Fallverstehen entwickeln, 
- die professionelle Praxis unter Bezug auf Professionstheorien Sozialer Arbeit reflektieren, 
- das eigene professionelle Selbstverständnis auf der Ebene des kritischen Diskurses 

reflektieren 
 
§ 5 Zulassung von Praxisstellen 
 
(1) Die Praxisschwerpunkte werden mit Ausnahme der Praxisbegleitveranstaltung in der Regel in der 

Arbeitsstätte absolviert, wenn diese als fachlich einschlägig anerkannt ist (siehe § 7). 
 

(2) Die Prüfung einer einschlägigen beruflichen Praxis Sozialer Arbeit erfolgt vor dem Studium bzw. 
zu Beginn des 1. Semesters und danach jährlich. Dazu muss ein aktueller Nachweis des 
Arbeitgebers eingereicht werden, in dem bestätigt wird, seit wann die/der Studierende in welcher 
Art des Anstellungsverhältnisses (befristet bis/unbefristet, Vollzeit/Teilzeit) in welcher Position im 
Unternehmen arbeitet und durch wen die/der Studierende in der Arbeitsstelle angeleitet wird 
(Name/Studienabschluss). 

 
(3) Steht der:die Studierende nicht oder nicht mehr in einem einschlägigen Arbeitsverhältnis, muss 

er:sie in zugelassenen Praxisstellen die Praxismodule und Praxiserfahrungen von insgesamt 800h 
mit einer durchschnittlichen Verteilung nachweisen. Die Entscheidung über die Zulassung von 
Praktika trifft der Praxis¬ausschuss. Da es sich um ein berufsbegleitendes Bachelor-Studium 
handelt, gelten Arbeitszeiten als Studienzeiten. Praktika werden mit dem Antrag auf Zulassung 
(Anhang A zur PraO-Jüdische Soziale Arbeit) als Praxisstellen beantragt. Bei noch nicht 
zugelassenen Praxisstellen ist durch die Studierenden spätestens 4 Wochen vor Beginn des 
Praxisanteils ein Antrag auf Zulassung (Formular) im Praxisamt einzureichen. 
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(4) Mit der Anleitung in den Praxisstellen sind staatlich anerkannte Sozial¬arbeiter:innen bzw. 
Sozial¬pädagog:innen (Diplom-, Bachelor-, Masterabschluss) betraut. Über Ausnahmen 
entscheidet der Praxisausschuss. 
 

(5) In strittigen Fällen entscheidet der Praxisausschuss. 
 
(6) Für den Fall des Eintretens der unter Absatz 3 geregelten Bedingungen gelten Praxiseinrichtungen 

als geeignet, die 
- in ausreichendem Umfang Aufgaben in einem Tätigkeitsfeld Sozialer Arbeit im Sinne der 

studiengangspezifischen Bestimmungen des Studienganges wahrnehmen, 
- nach ihrer Rechtsform Gewähr dafür bieten, dass die aus dem Praktikumsvertrag 

erwachsenden Verpflichtungen ordnungsgemäß erfüllt werden. 
 

(7)    Die erteilte Anerkennung als Praxisstelle kann der Praxisausschuss widerrufen, wenn 
- nachträglich bekannt wird, dass zum Zeitpunkt der Anerkennung die Voraussetzungen nicht 

vorgelegen haben, 
- die Praxisstelle o.g. Bedingungen nicht mehr erfüllt. 

 
§ 6 Praktikumsvertrag 

 
(1) Studierende, die nicht in einem einschlägig anerkannten Arbeitsverhältnis Sozialer Arbeit stehen, 

schließen vor Beginn des jeweiligen Semesters einen Praktikumsvertrag ab (Anhang B zur PraO-
Jüdische Soziale Arbeit). Der Vertrag ist spätestens 4 Wochen vor Beginn der Praxisphase zur 
Genehmigung im Praxisamt einzureichen. Bei selbstverschuldeter Überschreitung der Frist 
verschiebt sich der Beginn der Praxisphase entsprechend. 

 
(2) Der Praktikumsvertrag regelt insbesondere: 
 

1. die Verpflichtung der Studierenden, 
a) die gebotenen Studienmöglichkeiten wahrzunehmen, 
b) die für die Praxisstelle geltenden Ordnungen, insbesondere Arbeitsordnungen und 

Unfallverhütungsvorschriften sowie Vorschriften über die Schweigepflicht, zu beachten, 
c) ein Fernbleiben der Praxisstelle unverzüglich anzuzeigen. 
 

        2.   die Verpflichtung der Praxisstelle, 
a) eine:n Anleiter:in nach § 5 Abs. 4 zu benennen und der fachlich betreuenden Lehrkraft 
der Hochschule die Betreuung der Studierenden am Ausbildungsplatz zu ermöglichen. 
b) die Teilnahme an praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen und Prüfungen zu 
ermöglichen, 
c)  die Verpflichtung der Praxisstelle, einen Tätigkeitsnachweis und eine Beurteilung 
auszustellen, die sich auf Dauer und Erfolg der Praxisphase beziehen sowie Angaben über 
etwaige Fehlzeiten enthalten. 

 
§ 7 Praxisinhalte, Praxisreflexionsbericht, Tätigkeitsnachweis 
 
(1) Die Praxisschwerpunkte für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale 

Arbeit“ umfassen inhaltlich Tätigkeitsbereiche Sozialer Arbeit. 
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(2) Im Rahmen der Veranstaltungen Praxisbegleitung/Praxisreflexion während der Praxiszeit in den 
Semestern 1 bis 6, insbesondere zur Selbst- und Tätigkeitsreflexion, haben die Studierenden am 
Ende des 2. und 4. Semesters einen Praxis¬reflexionsbericht zu erstellen. Dieser wird von einer 
Lehrkraft der Praxisbegleitung  bzw.  der Fakultät benotet und muss mit mindestens ausreichend 
(4,0) bestanden sein. Nach Bestehen der Praxisreflexionsberichte, der Vorlage der Nachweise 
über die erfolgreiche Teilnahme an den praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen gemäß § 10 Abs. 
1 dieser Ordnung sowie der Anmeldung zum Praxiskolloquium wird entschieden, ob die 
Studierenden zur abschließenden Prüfung (Praxiskolloquium) im 6. Semester zugelassen werden. 

 
(3) Zuständig für die Entscheidung nach Absatz 2 und gemäß § 11 dieser Ordnung ist der     

Praxisausschuss. 
 
§ 8 Datenschutz und Schweigepflicht 

 
Die Studierenden unterliegen der Schweigepflicht. Die Schweigepflicht umfasst den persönlichen 
Lebensbereich der Klientel, der anleitenden Fachkraft und sonstiger Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Praxisstelle und gilt über das Ende der Praxisphase 
hinaus. Die Verletzung bzw. unbefugte Verwertung oder Offenbarung fremder Geheimnisse ist u.U. 
strafrechtlich relevant. Des Weiteren kann dies arbeits- und zivilrechtliche Folgen nach sich ziehen. 

 
§ 9 Regelung für Studierende mit besonderen Bedürfnissen 

 
(1) Die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Behinderungen oder chronischen 

Erkrankungen sowie Studierenden mit besonderen Verpflichtungen werden nach Lage des 
Einzelfalls unter Beibehaltung der inhaltlichen Anforderungen bei der Planung und Durchführung 
der Praxismodule berücksichtigt. 
 

(2) Auf Antrag der betreffenden Studierenden entscheidet der Praxisausschuss über angemessene 
Sonderregelungen. Bei Bedarf erfolgt dies in enger Zusammenarbeit mit dem:der 
Diversitätsbeauftragten der Fachhochschule. Die Vorlage von entsprechenden Nachweisen der 
Beeinträchtigung kann verlangt werden. 

 
§ 10 Praxisbegleitende Lehrveranstaltungen 

 
(1) Im Rahmen des praxisorientierten Studiums nehmen die Studierenden an folgenden 

Lehrveranstaltungen teil: 
Praxisbegleitung – Praxisreflexion mit jeweils 1 SWS (1. bis 6. Semester): 
 

1. Semester: BJSA1040  
2. Semester: BJSA2040 
3. Semester: BJSA3050  
4. Semester: BJSA4050  
5. Semester: BJSA5040  
6. Semester: BJSA6040  

 
(2) Die Teilnahme an diesen Lehrveranstaltungen ist für die Studierenden Pflicht. 

 
(4) Ziel der praxisbegleitenden Lehrveranstaltungen sind:  

- historische, theoretische und methodische Grundlagen der Fallarbeit in der Sozialen Arbeit 
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-  Analyse der Organisationsstrukturen 
-  Rekonstruktive Fallarbeit in der Sozialen Arbeit (Einbezug der Biographiearbeit und 

Methoden rekonstruktiver Sozialarbeitsforschung) im jeweiligen Handlungsfeld 
- Reflexion und professionstheoretisch fundierte Reflexion professionellen Handelns in der 

beruflichen Praxis im jeweiligen Handlungsfeld  
- Transformation Praxis-Theorie-Praxis 
 
Dabei gilt folgende Regelung: Vom 1. bis 6. Semester wird jeweils eine Prüfungs-vorleistung in 
Form „aktiver Teilnahme“ erbracht. Die Modulprüfung erfolgt im 2. und 4. Semester durch einen 
benoteten Praxisreflexionsbericht, im 6. Semester durch das benotete Praxiskolloquium. Eine 
Notenverbesserung ist bei Bestehen (mindestens 4,0) des Praxisreflexionsberichts nicht 
möglich. 

 
Aktive Teilnahme erfordert: 
 
a. regelmäßige Teilnahme und aktives mündliches Einbringen von Problemen und  

Besonderheiten im eigenen beruflichen Handlungsfeld und 
b. mindestens eine mündliche Praxisreflexion oder eine mündliche Fallvorstellung je 

Praxismodul  
 
Die Vorleistung durch die Praxisbegleitseminare wird mit der Note „bestanden“ oder „nicht 
bestanden“ bewertet. 

 
§ 11 Benotetes Praxiskolloquium 

 
(1) Folgende Unterlagen müssen für die Zulassung zu dieser abschließenden Modulprüfung BJSA 

6040 dem Praxisamt vorliegen: 
 

- den Nachweis des Abschlusses der Praxismodule vom 1. bis zum 6. Semester, 
- die Nachweise über die erfolgreiche Teilnahme an den praxisbegleitenden 

Lehrveranstaltungen (Praxisbegleitung - Praxisreflexion) für die Semester 1 bis 6, 
- die Anmeldung zur Prüfung, 
- der Nachweis über das erfolgreiche Bestehen des Praxisreflexionsberichts. 

 
(2) Die Unterlagen nach Abs. 1 müssen entsprechend der geltenden Termine des Prüfungsamtes dem 

Praxisausschuss vorgelegt werden. 
 

(3) Die Zulassung zur Prüfung erfolgt nicht, wenn Gründe vorliegen, welche die Studierenden selbst 
zu vertreten haben: 

 
1. die Meldefrist wurde versäumt, 
2. die in Abs. 1 geforderten Unterlagen wurden nicht oder nicht vollständig vorgelegt, 
3. die Anforderungen für eines der Praxismodule wurden nicht erfüllt, 
4. die Prüfung wurde bereits endgültig nicht bestanden oder es besteht an einer anderen 

Hochschule eine Meldung zur Prüfung. 
 

(4) Über die Nichtzulassung zur Prüfung erteilt der Praxisausschuss einen schriftlich begründeten und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid. 
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(5)  Das benotete Praxiskolloquium besteht aus einer 15-minütigen Präsentation mit   anschließendem 
30-minütigen Fachgespräch mit zwei hauptamtlich Lehrenden der Fakultät. Das Bestehen dieser 
Prüfung ist eine der Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, die mit dem erfolgreichen 
Abschluss des Studiums verliehen wird. Die Endnote des Praxiskolloquiums ergibt sich aus dem 
arithmetischen Mittel der Benotung beider Prüfer/-innen. Für das erfolgreiche Bestehen müssen 
beide Prüfer/-innen das Kolloquium mit mindestens ausreichend (4,0) benoten. 
 

(6) Bei Nichtbestehen der Abschlussprüfung wird ein schriftlich begründeter Bescheid erteilt. Dieser 
ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Eine Notenverbesserung ist bei Bestehen 
(mindestens 4,0) des Praxiskolloquiums nicht möglich. 

 
 
§ 12 Haftung und Versicherung 

 
(1) Die Studierenden sind während eines Praktikums nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII durch die 

Praxiseinrichtung gesetzlich gegen Unfall versichert. Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass im 
Versicherungsfall die Fachhochschule Erfurt unverzüglich informiert wird. 
 

(2) Studierende müssen sich eigenverantwortlich haftpflichtversichern, sollte die Praxisstelle keine 
Haftpflichtversicherung übernehmen. Generell wird eine private Haftpflichtversicherung dringend 
empfohlen. Sowohl die Hochschule als auch das Studierendenwerk Thüringen übernehmen keine 
Schadensfälle. 

 
 

Anhang A zur PraO- BAJSA:  Zulassungsantrag Praxisstelle 
Anhang B zur PraO- BAJSA:  Praktikumsvertrag 
Anhang C zur PraO- BAJSA:  Tätigkeitsnachweis 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

Anhang A 
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Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften, Praxisamt, 

 Altonaer Str. 25, 99085 Erfurt, Tel. +49 361-6700 3013, Fax - 3043, email: praxisamt-asw@fh-erfurt.de 

 
Antrag auf Zulassung als Praxisstelle für Studierende der  

Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften an der Fachhochschule Erfurt 
Studiengang BA „Jüdische Soziale Arbeit“ 

 
(gemäß § 5 der Praxisordnung im BA-Studiengang Jüdische Soziale Arbeit) 

 
Angaben zur Praxisstelle 
 
Konzeptionelle Ausrichtung / Aufgabenbereiche der Praxisstelle im Praktikum: 

 
________________________________________________________________________________ 

 
________________________________________________________________________________ 

 
________________________________________________________________________________ 

 
________________________________________________________________________________ 

  
________________________________________________________________________________ 

 
Name Praxisanleiter:in: ___________________________________________________ 

Studienabschluss: ______________________________________________________________ 

Staatliche Anerkennung als Sozialpädagog:in bzw. Sozialarbeiter:in: ja □  nein □ 
(wird mit einem grundständigen Studienabschluss Soziale Arbeit erteilt) 

 
Berufserfahrung im Tätigkeitsfeld: ________________________________________  
(bitte Dauer angeben) 

□  Ich bin einverstanden, dass die Angaben auf diesem Formular ausschließlich für die Kontaktaufnahme 
durch die FH Erfurt erhoben, verarbeitet, gespeichert, genutzt und im Intranet der Fakultät Angewandte 
Sozialwissenschaften veröffentlicht werden. Sie werden nicht an Dritte außerhalb der Fakultät 
weitergegeben.  
(bitte ankreuzen) 

 
 
 

_______________________________   ____________________________________ 
Ort und Datum      Unterschrift und Stempel Praxisstelle 

 
Die Zulassung ist vom Tag der Genehmigung zunächst für 3 Jahre gültig. Sie kann vom Praxisausschuss widerrufen werden, 
wenn nachträglich bekannt wird, dass zum Zeitpunkt der Anerkennung die Voraussetzungen nicht gegeben waren bzw. wenn 
die Praxisstelle die Anforderungen nicht mehr erfüllt. Die Zulassung ist an die Akzeptanz des Praktikumsvertrages gebunden. 
 
 

 
Antrag genehmigt am____________   ____________________________________

      Unterschrift und Stempel Praxisamt 
 
 

Anhang B  
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Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften, Praxisamt, 

Altonaer Str. 25, 99085 Erfurt, Tel. +49 361-6700 3013, Fax - 3043, email: praxisamt-asw@fh-erfurt.de 
 

Praktikumsvertrag 
 

□ 1. Semester Modul BJSA 1040 (125 h)* 
□ 2. Semester Modul BJSA 2040 (125 h)* 
□ 3. Semester Modul BJSA 3050 (125 h)* 
□ 4. Semester Modul BJSA 4050 (125 h)* 
□ 5. Semester Modul BJSA 5040 (150 h)* 
□ 6. Semester Modul BJSA 6040 (150 h)* 

* Zutreffendes bitte ankreuzen 

 
zwischen 

……….................................................................................................................. 
Bezeichnung der Einrichtung, Anschrift; Telefon; E-Mail-Adresse 

 
……….................................................................................................................. 

 
 

……….................................................................................................................. 
- im folgenden Praxisstelle genannt - 

und 
 

der:dem Studierenden:  
 

……….................................................................................................................. 
Name, Vorname 

 
   ……….................................................................................................................. 

PLZ, Wohnort, Straße, Telefon; E-Mail-Adresse 
 

............................................................................................................................. 
 

§ 1 Allgemeine Bestimmungen 
 

1. Das Praktikum ist integrierter (Pflicht)Bestandteil des berufsbegleitenden Bachelor-Studienganges 
„Jüdische Soziale Arbeit“ an der Fachhoch¬schule Erfurt. 

 
2. Durch diesen Praktikumsvertrag wird kein Arbeitsverhältnis begründet. 
 
3. Der Praktikumsvertrag basiert auf den studiengangsspezifischen Bestimmungen der Fakultät 

Angewandte Sozialwissenschaften der Fachhochschule Erfurt in der jeweils gültigen Fassung. 
 

§ 2  Zeitlicher Rahmen 
 
1. Das Praktikum wird mit wöchentlich durchschnittlich ______ Stunden durchgeführt.  
 
2. Beginn/Ende des Praktikums: vom _________ bis _________ = ______ Gesamtstunden 
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3. Für die:den Studierende:n besteht während der Semester kein Anspruch auf Erholungsurlaub. Die 
Praxisstelle kann Freistellungen aus persönlichen Gründen gewähren, die Dauer des Praktikums 
verlängert sich entsprechend. 

 
§ 3 Pflichten der/des Studierenden 

 
1. Die übertragenen Aufgaben und Ausbildungsmöglichkeiten sind im Sinne der Zielsetzungen für das 

Praxismodul nach besten Kräften wahrzunehmen. 
 
2. Die für die Praxisstelle geltenden rechtlichen Bestimmungen und Ordnungen, insbesondere 

Arbeitszeitordnungen und Unfallverhütungsvorschriften, sind einzuhalten. 
 
3. Die Studierenden unterliegen der Schweigepflicht. Die Verletzung bzw. unbefugte Verwertung oder 

Offenbarung fremder Geheimnisse kann unter Umständen auch gegen Straftatbestände verstoßen. 
Des Weiteren kann dies arbeits- und zivilrechtliche Folgen nach sich ziehen. Dies umfasst den 
persönlichen Lebensbereich der Klientel, der anleitenden Fachkraft und sonstiger Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Praktikumsstelle und gilt über das 
Ende des Praktikums hinaus 

 
4. Feiertage, Schließzeiten und Krankzeiten sind entsprechend nachzuarbeiten.  

 
§ 4 Pflichten der Praxisstelle 
 
1. Die Praxisstelle ermöglicht dem:der Studierenden ein Praktikum im jeweiligen Berufsfeld 

entsprechend der in § 2 benannten Bestimmungen.  
 

2.    Als Praxisanleiter:in wird benannt: ______________________________________ 
Name, Vorname 

______________________________________ 
Berufsbezeichnung / fachliche Qualifikation 

 
3. Die Praxisstelle erstellt am Ende des Praktikums rechtzeitig zur Wahrung der für die:den 

Studierende:n geltenden Abgabefristen einen Tätigkeitsnachweis (Formular) und im Falle einer 
vorheriger Absprache/Festlegung eine Beurteilung.  

 
4. Zeigen sich während des Praktikums Probleme, die den Ablauf und Erfolg des Praktikums 

gefährden können, setzt sich die Praktikumsstelle unverzüglich mit dem Praxisamt in Verbindung. 
 
§ 5 Kosten 

 
1. Für die Praxisstelle besteht keine rechtliche Verpflichtung zur Vergütung des Praktikums. Nach 

Haushaltslage sollte mit Rücksicht auf die Leistungen der:des Studierenden jedoch geprüft werden, 
ob eine Vergütung gewährleistet werden kann. 

 
2. Für die im Auftrag der Praxisstelle durchgeführten Dienstreisen erhält der:die Studierende Ersatz 

der Aufwendungen entsprechend der in der Praxisstelle geltenden Reisekostenregelung. Die 
Kosten übernehmen die Praxisstellen.  

 
§ 6 Versicherungsschutz 

 
1. Die Studierenden sind während des Praxismoduls nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 7. Buch SGB durch die 

Praxiseinrichtung gesetzlich gegen Unfall versichert. Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass im 
Versicherungsfall die Fachhochschule Erfurt unverzüglich informiert wird. 
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2. Die:der Studierende ist während des Praktikums nicht durch das Studierendenwerk bzw. die 
Hochschule haftpflichtversichert. Der Versicherungsschutz liegt in der Eigenver-antwortung der 
Studierenden. 

 
3. Es wird jedem Studierenden empfohlen, eine der Dauer und dem Inhalt des Praktikumsvertrages 

angepasste private Haftpflichtversicherung abzuschließen. 
 

§ 7 Sonstige Vereinbarungen 
 
1. Der Praktikumsvertrag wird in dreifacher Ausfertigung erstellt und muss spätestens zwei 

Wochen vor dem Praktikum im Praxisamt vorliegen. Der Beginn des Praktikums ist nur nach 
vorheriger Genehmigung durch den Vorsitz des Praxisausschusses der Fakultät Angewandte 
Sozialwissenschaften möglich. Jede Vertragspartei erhält ein Exemplar. 

 
2. Änderungen und Ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. 

 
3. Der Praktikumsvertrag kann sowohl von der Praxisstelle als auch von der*dem Studierenden 

mit einer Frist von zwei Wochen schriftlich gekündigt werden. Das Praxisamt ist unverzüglich 
zu verständigen. 

 
 
 

 
..................................................................                ..................................................................                  
Praxisstelle                                      Studierende:r                                         
Unterschrift/Stempel                         Unterschrift  
 
 
 
............................, den.................             ............................, den..................                           
Ort / Datum       Ort / Datum 
 
Die Fachhochschule Erfurt genehmigt die Durchführung des Praktikums unter Einhaltung der 
vereinbarten Bedingungen. 
 
 
 
 
 
Erfurt, den ............................   .............................................................................  

Vorsitz Praxisausschuss 
Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften  
Stempel/Unterschrift 
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Anhang C 
Tätigkeitsnachweis für ein Praktikum 

 
□ 1. Semester Modul BJSA 1040 (125 h)* 
□ 2. Semester Modul BJSA 2040 (125 h)* 
□ 3. Semester Modul BJSA 3050 (125 h)* 
□ 4. Semester Modul BJSA 4050 (125 h)* 
□ 5. Semester Modul BJSA 5040 (150 h)* 
□ 6. Semester Modul BJSA 6040 (150 h)* 

* Zutreffendes bitte ankreuzen 
 

 
Frau:Herr  ______________________________________________________________ 
 
geb. am:   _________________ in __________________________________________ 
 
Student:in der Fachhochschule Erfurt im Bachelor-Studiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ 
 
hat in der Praxisstelle ______________________________________________________ 
 
(Adresse, Telefonnummer) 

______________________________________________________ 

______________________________________________________ 

______________________________________________________ 

 
 
in der Zeit    vom: _________________ bis: _________________  
 
 
ein Praktikum über _________________ Wochen mit _______ Gesamtstunden abgeleistet. 
 
Er:Sie hat die geforderten Leistungen für das Praktikum erfüllt. 
 
Fehlzeiten: 
 
Krankheit:      _________________ Tage  
(Krankschreibung wurde vorgelegt) 
   
Sonstige Fehlzeiten :    _________________ Tage 

 

Gründe:  _________________________________________________________ 
 
 
 
 
_________________    _________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift und Stempel d. Einrichtung 
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Eignungsfeststellungsverfahrensordnung für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang 
„Jüdische Soziale Arbeit“ an der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften der 

Fachhochschule Erfurt 
Vom 29. Juli 2024 

 
Aufgrund des § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 69 Abs. 4 Halbsatz 1 des Thüringer Hochschulgesetzes 
(ThürHG) vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 
2024 (GVBl. S. 277), erlässt die Fachhochschule Erfurt folgende Satzung für den berufsbegleitenden 
Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“. Der Senat der Fachhochschule Erfurt hat am 
19.06.2024 die Satzung beschlossen. Das Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und 
Digitale Gesellschaft hat mit Erlass vom 1. Juli 2024, Geschäftszeichen 1050-R4.4-5515/64-82-
33710/2024, die Satzung genehmigt. 

§ 1 Geltungsbereich  

Diese Satzung regelt die Ausgestaltung des Eignungsfeststellungsverfahrens im berufsbegleitenden 
Bachelorstudiengang "Jüdische Soziale Arbeit".  

§ 2 Gegenstand und Zweck des Eignungsfeststellungsverfahrens  

(1) Das Eignungsfeststellungsverfahren dient der Feststellung, ob die Bewerberinnen und Bewerber 
den für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ besonderen 
fachspezifischen Anforderungen genügen. 
 

(2) Die Immatrikulation in den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang „Jüdische Soziale Arbeit“ setzt 
neben den allgemeinen Zugangsvoraussetzungen des § 67 Abs. 1 ThürHG die Feststellung der 
besonderen fachspezifischen Eignung gemäß der nachfolgenden Bestimmungen voraus.  

 
(3) Die Eignungsfeststellungsprüfung gliedert sich in zwei Stufen. Sie berücksichtigt in einer ersten 

Stufe  
1. die Note des als Hochschulzugangsberechtigung geltenden Abschlusses,  
2. die Berufserfahrung in Form einer einschlägigen praktischen Tätigkeit auf dem Gebiet der 

Sozialen Arbeit mit jüdischem Kontext sowie 
3. die Motivation zu studiengangbezogenen Fähigkeiten und Fertigkeiten. 

 
(4) In einer zweiten Stufe berücksichtigt die Eignungsfeststellungsprüfung in einem Auswahlgespräch 

die Interessen und relevanten Erfahrungen für das angestrebte Studium sowie die mit dem Studium 
verfolgten beruflichen Ziele der Bewerber:innen gemäß Absatz 6. 
 

(5) Bei der Bewertung des Kriteriums gemäß Absatz 3 Nr. 1 werden aufgrund des bei der Bewerbung 
eingereichten Zeugnisses Punkte gemäß des § 4 Abs. 2 vergeben. Für das Kriterium nach Absatz 
3 Nr. 2 werden aufgrund der eingereichten Tätigkeitsnachweise Punkte gemäß § 4 Abs. 3 
vergeben. Das Kriterium gemäß Absatz 3 Nr. 3 wird anhand einer von den Bewerber:innen auf 
maximal eineinhalb DIN A4-Seiten (maschinenschriftlich) darzulegenden Begründung für die 
Studienwahl und die absolvierte Weiterbildungsbiografie überprüft und Punkte für diesen Nachweis 
gemäß § 4 Abs. 4 vergeben.  
 

(6) In einem Auswahlgespräch der Prüfungskommission mit jeder:jedem einzelnen Bewerber:in von 
15 Minuten Dauer werden die Kriterien nach Absatz 4 bewertet. Gruppengespräche sind zulässig, 
wobei das Gruppengespräch mit maximal 3 Bewerber:innen maximal 45 Minuten dauern soll. Die 
Prüfungskommission legt fest, ob Einzel- oder Gruppengespräche geführt werden. Über das 
Gespräch ist ein Kurzprotokoll anzufertigen, das die Namen der Gesprächsteilnehmer, den 
Zeitpunkt, den Ort und die Dauer des Gesprächs, die erreichte Punktzahl anhand einer Checkliste  
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sowie eine kurze inhaltliche Begründung der Punktevergabe festhält. Die Punkte für diesen  
Nachweis werden gemäß § 4 Abs. 5 vergeben. Das Protokoll ist von den Mitgliedern der 
Prüfungskommission zu unterzeichnen. 

§ 3 Form der Antragstellung  

(1) Die Zulassung zum Eignungsfeststellungsverfahren setzt eine schriftliche Anmeldung voraus.  
 

(2) Mit dem Antrag sind einzureichen:  

1. beglaubigtes Zeugnis über die Hochschulzugangsberechtigung,  
2. tabellarischer Lebenslauf,  
3. Nachweis über die Dauer und Art der Berufserfahrung auf dem Gebiet der sozialen Arbeit im 

jüdischen Kontext 
4. Schreiben, in dem die Studienmotivation und Weiterbildungsbiografie (gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 3) 

geschildert wird (Umfang maximal eineinhalb DIN A 4 Seiten) sowie  
5. gegebenenfalls eine Exmatrikulationsbescheinigung.  

§ 4 Bewertungskategorien  

(1) Insgesamt können maximal 100 Punkte vergeben werden.  
 

(2) Für das Kriterium gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 1 werden bis zu 51 Punkte vergeben nach folgendem 
Maßstab:  

 
1,0 – 1,4 51 Punkte  
1,5 – 1,9 46 Punkte  
2,0 – 2,4 41 Punkte  
über 2,5 36 Punkte  
 

(3) Für das Kriterium gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 2 werden bis zu 10 Punkte vergeben nach folgendem 
Maßstab:  

 
- 5 Punkte für eine mindestens zweijährige Berufserfahrung in Form einer einschlägigen 

praktischen Tätigkeit auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit mit jüdischem Kontext 
- 7 Punkte für eine Berufserfahrung in Form einer einschlägigen praktischen Tätigkeit auf dem 

Gebiet der Sozialen Arbeit mit jüdischem Kontext zwischen drei und fünf Jahren 
- 10 Punkte für eine mindestens sechsjährige Berufserfahrung in Form einer einschlägigen 

praktischen Tätigkeit auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit mit jüdischem Kontext 
 

(4) Für das Kriterium gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 3 werden bis zu 9 Punkte vergeben nach folgendem 
Maßstab:  

-  Gründe für die Wahl des Studiengangs, berufliche Ziele und Perspektiven (bis 6 Punkte)  
-  Reflexion des bisherigen beruflichen Werdeganges und der Weiterbildungsbiografie (bis 3 

Punkte).  
 

(5) Für das Kriterium gemäß § 2 Abs. 4 werden bis zu 30 Punkte vergeben nach folgendem Maßstab: 

- die Bewertung der eigenen (beruflichen) Biografie vor dem Hintergrund des 
angestrebtenStudiums (bis zu 10 Punkte) 

-   die Berufsidentität und Selbstkompetenz (bis zu 10 Punkte) 
-  Verständnis für wissenschaftliche Fragestellungen im Handlungsfeld der Jüdischen Sozialen 

Arbeit (bis zu 10 Punkte) 
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(6) Für die Teilnahme an der zweiten Stufe der Eignungsfeststellung gemäß § 2 Absätze 4 und 6 ist 

eine Mindestpunktzahl von 55 Punkten in den Bewertungskategorien der ersten Stufe zu erreichen. 
 

(7) Es sind insgesamt mindestens 71 von 100 Punkten zu erreichen, um die 
Eignungsfeststellungsprüfung erfolgreich abzuschließen. 

§ 5 Termine und Fristen 

(7) Die Bewerbungsfrist zum Eignungsfeststellungsverfahren am Zentrum für Weiterbildung der 
Fachhochschule Erfurt wird auf der Internetseite des Zentrums für Weiterbildung der 
Fachhochschule Erfurt bekanntgegeben.  
 

(8) Das Ergebnis des Eignungsfeststellungsverfahrens, die Fristen der Bewerbung, der 
verbindlichen Studienplatzannahme sowie der Immatrikulation werden im 
Eignungsfeststellungsbescheid mitgeteilt.  
 

(9) Macht die:der Bewerber:in durch ein ärztliches Attest glaubhaft, dass sie:er wegen Behinderung 
oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, das Eignungsfeststellungsverfahren ganz 
oder teilweise in der vorgeschriebenen Form abzulegen, ist ihr:ihm durch den zuständigen 
Prüfungsausschuss auf Antrag ein Nachteilsausgleich zu gewähren. Der Antrag auf 
Nachteilsausgleich soll innerhalb der Bewerbungsfrist gestellt werden. In begründeten 
Ausnahmefällen kann von der vorgenannten Frist abgewichen werden. Wird der 
Nachteilsausgleich nicht gewährt, ist ein Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung zu erlassen. 

§ 6 Prüfungskommissionen für die Eignungsfeststellungsprüfung 

(1) Die Eignungsfeststellung für den berufsbegleitenden Bachelorstudiengang "Jüdische Soziale 
Arbeit" an der Fachhochschule Erfurt wird von der Hochschule vorbereitet und durchgeführt. Es 
wird eine Prüfungskommission gebildet, die die besondere fachspezifische Eignung der 
Bewerber:innen für das Studium prüft.  
 

(2) Die Prüfungskommission wird vom Fakultätsrat der Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften 
eingesetzt. Sie besteht aus mindestens drei Personen, von denen zwei Mitglieder der Gruppe der 
Professor:innen der Fakultät angehören müssen. Eine weitere Person soll Vertreter:in der 
Berufspraxis oder Berufsausbildung sein. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre. Eine 
Wiederbestellung ist möglich.  

 
(3) Die Prüfungskommission berät in nicht öffentlicher Sitzung.  

 
(4) Nach Abschluss des Eignungsfeststellungsverfahrens bereitet die Prüfungskommission die 

festgestellten Ergebnisse zur Entscheidung über die Eignung der Bewerber:innen für die 
Zulassungsstelle der Fachhochschule Erfurt im Auftrag des Präsidenten der Fachhochschule Erfurt 
vor. Die Entscheidung über die Eignung der Bewerber:innen trifft das Präsidium auf der Grundlage 
der von der Prüfungskommission festgestellten Ergebnisse des Eignungsfeststellungsverfahrens.  

§ 7 Feststellung der fachspezifischen Eignung  

(1) Die Feststellung der fachspezifischen Eignung für das berufsbegleitende Bachelorstudium 
„Jüdische Soziale Arbeit“ erfolgt nach Abschluss des Eignungsfeststellungsverfahrens. Das 
Zertifikat „Für das berufsbegleitende Bachelorstudium Jüdische Soziale Arbeit fachspezifisch 
geeignet“ erhalten diejenigen Bewerber:innen, die im Eignungsfeststellungsverfahren gemäß § 4 
Abs. 7 mindestens 71 Punkte erreicht haben.  
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(2) Über das Ergebnis der Eignungsfeststellung werden die Bewerber:innen gemäß § 5 Abs. 2 nach 

Abschluss des Eignungsfeststellungsverfahrens schriftlich benachrichtigt. Der Bescheid wird mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen.  

 
(3) Die Feststellung der fachspezifischen Eignung gilt auch für das folgende Zulassungsverfahren. 

§ 8 Niederschrift  

Über den Verlauf des Eignungsfeststellungsverfahrens ist eine Niederschrift unter Verwendung eines 
vorgegebenen Formblatts, in dessen Anhang sich die Prüfungsprotokolle befinden, anzufertigen. Die 
Niederschrift muss erkennen lassen, worauf sich das Urteil der Prüfungskommission stützt. 

§ 9 Täuschung, Ordnungsverstoß  

Versuchen die Bewerber:innen das Ergebnis der Eignungsfeststellung durch Täuschung zu 
beeinflussen, wird die Eignungsfeststellung als „nicht geeignet“ bewertet.  

§ 10 Wiederholung  

Das nicht bestandene Eignungsfeststellungsverfahren kann einmal, frühestens zum nächsten Termin 
wiederholt werden.  

§ 11 Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Ordnung gelten jeweils auch für Personen, die mit der 
Angabe „divers“ oder ohne eine Angabe des Geschlechts in das Geburtenregister eingetragen sind. 

§ 11 Inkrafttreten  

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhochschule 
Erfurt in Kraft.  
(2) Das Eignungsfeststellungsverfahren findet erstmals auf die Studienbewerber:innen Anwendung, die 
zum Wintersemester 2024/2025 in das erste Semester immatrikuliert werden. 
 
 
Erfurt, 29. Juli 2024 
 
 
Prof. Dr. Frank Setzer 
Präsident der Fachhochschule Erfurt 
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V O L L M A C H T 
 
 
Unter Bezugnahme auf § 30 Abs. 1 Thüringer Hochschulgesetz vom 10. Mai 2018 
(GVBl. S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 
(GVBl. S. 277), bevollmächtige ich Frau Dr. Franziska Weise, Leiterin der Service 
Forschung und Transfer, mich in folgenden Fällen ab 5. August 2024 zu vertreten:  
 

- Antragstellung im Bereich Forschung und Transfer gegenüber 
öffentlichen Drittmittelgebern sowie damit im Zusammenhang stehende 
Erklärungen 

- Bewerbung im Bereich Forschung und Transfer bei privaten 
Drittmittelgebern sowie damit im Zusammenhang stehender 
Erklärungen 

 
Diese Vollmacht schließt die Erteilung von Untervollmachten ein. 
 
Diese Vollmacht ist zeitlich befristet und erlischt mit Ablauf des 30.06.2027. 
 
 
 
 
Prof. Dr. Frank Setzer 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Von: 
Der Präsident 
 
Tel. 0361 6700-7011 
Fax 0361 6700-7021 
 
praesidialamt@fh-erfurt.de  
 
 
 
 
 
 
 

Erfurt, 29.07.2024 
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